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E D I T O R I A L

World on fire – von Brandherden, Pflä-
sterli und Futility
Der Sommer schlug global sämtliche Temperaturrekorde. Von Waldbränden lesen wir täglich in den Medien. Auch
die Gesundheitspolitik liefert altbekannte und neue Brandherde, teilweise mit Potential zum Flächenbrand. Reicht
die aktuelle Pflästerlipolitik, um die Brandherde einzudämmen? Und wie gehen wir mit «Futility» um, also mit dem
Gefühl von Sinn- oder Wirkungslosigkeit des eigenen Tuns?

Zum Flächenbrand entwickelt hat sich
der Fachkräftemangel. Wir spüren ihn
in unseren Praxen täglich, und dies
unter steigendem Kosten- und Ver-
sorgungsdruck. Uns Haus- und Kin-
derärzt:innen bereiten weniger die
steigenden Krankenkassenprämien
Sorgen. Uns treibt viel mehr die Sorge
um, wie wir die qualitativ hochstehen-
de Versorgung unserer Patient:innen
mit unseren begrenzten – oder sogar
schwindenden – menschlichen, finan-
ziellen und technisch-digitalen Res-
sourcen überhaupt noch bewältigen
können. Bei gleich tief bleibenden Ta-
rifen (der Tarmed wurde in den rund
30 Jahren seines Bestehens nie an die

Teuerung angepasst!) müssen wir
laufend steigende Kosten für MPA-
Löhne, IT, Datenschutz, Mieten oder
Energie decken.

Verständlich, dass solche Rahmenbe-
dingungen junge Talente nicht in
Scharen in die Haus- und Kinderarzt-
medizin locken. Ob hier der TARDOC
mehr als nur ein Pflästerli sein wird,
lässt sich erst beurteilen, wenn klar
ist, wie man mit der geforderten Ko-
stenneutralität umgehen will.

Stichwort technisch-digitale Ressour-
cen: Könnte künstliche Intelligenz wie

z.B. ChatGPT unsere Effizienz im Pra-
xisalltag steigern und mehr als nur ein
Pflästerli sein? Wo lauern Gefahren,
wo liegen die Chancen? Gleich zwei
Beiträge dieser Ausgabe widmen sich
dem Thema, die Carte Blanche von
Bruno Kissling und ein Text von Ste-
fan Roth.

Eine hilfreiche technisch-digitale Res-
source könnte schon lange auch das
EPD sein. Betonung auf «könnte». Bis
jetzt ist es eine PDF-Sammlung ohne
spürbaren Zusatznutzen für Ärzt:in-
nen und andere Leistungserbringer:in-
nen, dafür mit grossem Aufwand.
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Wieder nur ein Pflästerli. Von einer
echten, nutzbringenden Digitalisie-
rung träumen wir schon lange! Da
wirkt die aktuelle EPD-Werbekampa-
gne des BAG reichlich hilflos. Wer von
uns hat denn Zeit und Lust, unsere
Patient:innen von einem derart limi-
tierten EPD zu überzeugen, und das
erst noch gratis? Klar ist: Sobald das
EPD für Patient:innen wie Leistungs-
erbringer:innen einen Zusatznutzen
bringt, wird es sich durchsetzen. Auch
ganz ohne Kampagnen.

So gäbe es noch etliche Beispiele für
Brandherde und Pflästerlipolitik, die in
uns ein Gefühl von «Futility» auslösen.
Parallelen zwischen Gesundheitswe-
sen und Klimakrise liegen durchaus
auf der Hand: Im einen wie im ande-
ren Fall scheinen alle irgendwie zu
hoffen, dass es doch noch irgendwie
gut kommt. Einige kleben Pflästerli
und betreiben Symbolpolitik, andere
kleben sich auf die Strassen. Das Ge-
fühl von «Futility», das Erleben eigener
Wirkungslogikeit, ist ja auch in der Tat
schwer auszuhalten.

Corinne Sydler
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P O L I T I K

«Letztlich machen wir die Arbeit, die die
Politik nicht mehr machen will»
Die Spitalschliessungen in Münsingen und Tiefenau haben hohe Wellen geworfen und sorgen nach wie vor für viel
Emotionen. Wir haben zwei der Hauptprotagonisten für ein ausführliches Gespräch an den Tisch gebeten und über
die einschneidenden Schliessungen geredet: Bernhard Pulver, Verwaltungsratspräsident der Insel Gruppe, und
Connor Fuhrer, Hausarzt in Münsingen.

Herr Pulver, was war Ihre grösste
Sorge, als Sie den Beschluss fällten,
die Spitäler Münsingen und Tiefenau
zu schliessen?

Bernhard Pulver: «Die betroffenen
Mitarbeitenden und die Menschen in
den Regionen. Im Einzugsgebiet des
Tiefenau gibt es immerhin noch ande-
re Spitäler, aber in Münsingen trifft es
die Region unmittelbar. Wie die Be-
troffenen den Entscheid aufnehmen
und was das für sie heisst, hat mich
am meisten belastet. Viele Mitarbei-
tende haben viele Jahre in diesen Spi-
tälern gearbeitet, und die Versorgung

in der Region war gut eingespielt, es
hat funktioniert.»

Connor Fuhrer: «Wir arrangieren uns
irgendwie, aber die Betroffenheit war
schon gross, vor allem bei den Pati-
ent:innen. Dass die Schliessung in
Münsingen so kurzfristig kommt, war
schwierig nachzuvollziehen. Wir kön-
nen die genauen Hintergründe ja nicht
abschätzen, aber wir wissen, dass
Münsingen für uns einfach notwendig
war.»

Pulver: «Können Sie noch präzisieren:
Welche Leistungen waren besonders

wichtig?»

Fuhrer: «Dass wir ein eingespieltes
stationäres Setting haben. Wir sehen
oft, dass es jemandem zu schlecht
geht, um ihn nach Hause zu schicken,
aber auch nicht so schlecht, dass es
ein Zentrumsspital braucht. Die Wege
nach Münsingen waren für alle kurz,
wir Ärzt:innen kannten uns. Das sind
einfach Aspekte, die im Grundversor-
gungssetting relevant sind.»
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Herr Fuhrer, was ging Ihnen als erstes
durch den Kopf, als Sie von den
Schliessungen erfahren haben?

Fuhrer: «Ich war hässig und frustriert,
dass man ohne Vorlauf und ohne Zeit
für sinnvolle Folgelösungen schliesst.
Die Qualität der Grundversorgung
wird einfach nicht die gleiche sein oh-
ne das eingespielte stationäre Setting
vor Ort, das spüren wir bereits. Es
hätte Alternativen gegeben, vielleicht
ein Gesundheitszentrum mit einem
teilstationären Setting. Dass man sol-
che Optionen nicht zur Diskussion
stellte, hat uns konsterniert.»

Haben Sie Verständnis für die Kritik
am Entscheid? Sie war teilweise recht
heftig.

Pulver: «Ja, sogar sehr. Dass wir so
kurzfristig schliessen, war kommuni-
kativ schwierig. Vielleicht haben wir
auch zu wenig gut erklärt, warum wir
einfach nicht anders handeln konnten.
Fakt ist, dass der ökonomische Druck
massiv gestiegen war. Als verant-
wortlicher Verwaltungsratspräsident
kann ich die Finanzen nicht beliebig
aus dem Ruder laufen lassen. Optio-
nen haben wir seit Jahren geprüft,
aber keine hat in einer langfristigen
Strategie wirklich Sinn gemacht. Uns
blieb faktisch nur noch die Schlies-
sung. Und wir müssen schon auch se-
hen, dass wir in Bern auf relativ wenig
Raum schon eine sehr hohe Dichte an
stationären Angeboten haben.»

Sie begründen die Schliessung finan-
ziell. Was waren denn die unterneh-
merischen Linien des Verwaltungsrats
für den Entscheid, diese beiden

Standorte zu schliessen?

Pulver: «Der Hauptgrund für die
Schliessung ist letztlich der Fachkräf-
temangel. Der ökonomische Druck
wurde einfach akut. Die finanzielle Si-
tuation beider Standorte war beson-
ders schwierig, und kurzfristig war die
Lage in der Insel Gruppe so, dass wir
mit solchen Verlusten einfach nicht
weiterarbeiten dürfen. Die Schwierig-
keiten haben verschiedene Ursachen:
Der Fachkräftemangel führte zu teu-
ren Bettenschliessungen, weil uns das
Personal fehlte. Dazu kam aber auch
die Coronapandemie, in der die Spitä-
ler enorme Lasten trugen: Wir haben
über 200 Millionen Franken verloren,
der Kanton hat davon nur etwa 60
Millionen Franken übernommen. Ganz
zu schweigen von den Tarifen, mit de-
nen wir nicht kostendeckend arbeiten
können. Wir waren in einer Situation,
in der wir nicht sagen konnten, ‘dann
machen wir halt noch ein paar Jahre
Verluste’».

Aber warum Tiefenau und Münsin-
gen?

Pulver «Wir haben entschieden, die
beiden Standorte mit den grössten
Verlusten zu schliessen. Beim Spital
Tiefenau kam noch die bauliche Situa-
tion dazu. Wir hätten für viele Millio-
nen neu bauen müssen, was so nahe
vom Inselspital einfach keinen Sinn
gemacht hätte. Strategisch haben wir
versucht, für all unsere sechs Standor-
te ausserhalb des Inselspitals eine kla-
re Linie zu finden. Aber wir haben für
Münsingen wegen der fehlenden kriti-
schen Masse keinen Weg gesehen.
Der Hauptgrund ist aber letztlich eine
langfristige Frage: Sie müssen sehen,
wir werden in Zukunft mit weniger
Personal als heute mehr ältere Men-
schen versorgen müssen. Das ist die
Demographie, darauf haben wir als
Insel Gruppe keinen Einfluss. Als Ge-
sellschaft werden wir diese Heraus-
forderung aber irgendwie meistern
müssen. Das schaffen wir nur, wenn

wir uns auf die Orte konzentrieren, an
denen wir möglichst effizient arbeiten
können. Dafür braucht es zwingend
eine gewisse kritische Grösse.»

Herr Fuhrer, können Sie diese Überle-
gungen nachvollziehen?

Fuhrer: «Ich sehe nicht in die Bücher
der Insel. Ich habe mich einfach ge-
fragt, ob man wirklich alle Alternati-
ven geprüft hat, aus Versorgungs-
sicht, aber auch markt- oder betriebs-
wirtschaftlich. Vielleicht hätte man ja
einen kleinen Betrieb aufrechterhalten
können. Die Schliessung in Münsin-
gen ist einschneidend, aber man hat
nie das Gespräch gesucht zum Bei-
spiel mit uns Grundversorgern vor
Ort.»

Connor Fuhrer ist Hausarzt in Mün-
singen und Geschäftsleiter von mediX
bern. Seit diesem Jahr ist er zudem
Vorstandsmitglied beim VBHK.

Warum haben Sie nicht vorher das
Gespräch gesucht?

Pulver: «Da muss ich jetzt etwas re-
bellieren. Schauen Sie, die Politik hat
alle regionalen Spitäler als Aktienge-
sellschaften ausgelagert. Sie ver-
brennt sich seither nicht mehr die Fin-
ger mit Spitalschliessungen. Das ist
politisch so gewollt. Ich persönlich fin-
de diese Ökonomisierung der Spital-
versorgung nicht gut, und ich würde
mich jederzeit dafür einsetzen, das zu
ändern. Aber die Politik hat gewollt,
dass die Spitäler nach ökonomischen
Kriterien und einer betriebswirtschaft-
lichen Logik funktionieren müssen.
Wir hatten die schwierige finanzielle
Situation und eine starke Unter-
deckung. Letztere sind notabene
ebenfalls das Resultat von politischen
Entscheiden. Aber das ist ein anderes
Thema. Am Schluss hatten wir, ganz
in dieser Logik, nicht einen politischen,
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sondern einen unternehmerischen
Entscheid zu fällen, und den haben
wir nach bestem Wissen getroffen.
Ich will nicht jammern, und es ist et-
was zugespitzt, aber letztlich machen
wir die Arbeit, die die Politik nicht ma-
chen will.»

Das erklärt aber nicht, warum Sie
nicht mit den Leuten vor Ort nach Al-
ternativen suchten.

Pulver: «Wenn man eine Spitalschlies-
sung ins Auge fasst, dann muss das
schnell gehen, sonst schliesst sich ein
Spital innert kürzester Zeit von allein,
weil die Mitarbeitenden gehen. Wir
haben das beim Zieglerspital erlebt.
Wir wussten, je grösser wir den Kreis
der Involvierten machen, desto unfai-
rer wird es für unser Personal. Hätten
wir mit all den Partner:innen vorher
gesprochen, die verständlicherweise
enttäuscht waren, dass wir sie nicht
vorher einbezogen hatten, so hätten
am Schluss um die 150 Leute ge-
wusst, dass wir an einer Schliessung
arbeiten, nur unsere Mitarbeitenden
nicht. Sowas geht nicht. Wir konnten
aber auch nicht kommunizieren, dass
wir in dreiviertel Jahren planen, das
Spital zu schliessen, vor allem nicht in
der heutigen Fachkräftesituation.»

Und warum hat man keine Alternati-
ven geprüft? Oder haben Sie diese
verworfen?

Pulver: «Wir haben verschiedene Al-
ternativen geprüft und geschaut, was
es für Möglichkeiten gibt, zum Beispiel
das Spital Münsingen als akutsomati-
schen Standort aufrechtzuerhalten.
Ob man ein ambulantes Gesundheits-
zentrum hätte machen können, haben
wir nicht geprüft, weil das nicht unse-
re Geschäftstätigkeit ist.»

Fuhrer: «Aber unsere, oder?»

Pulver: «Ja, das stimmt.»

Fuhrer: «Es war ja kein Geheimnis,
dass es um das Spital Münsingen
nicht rosig steht. Man hätte mal ge-
meinsam eine Auslegungsordnung
machen und schauen können, was für
ein Angebot man sinnvoll betreiben
könnte. Der Kanton hätte sogar Mög-
lichkeiten, entsprechende Pilotprojek-
te mit stationärem Setting zu unter-
stützen. Das ist das, was wir vermisst
haben, dass man mit uns zusammen
valable Alternativen prüft für eine ein-
fache, effiziente und letztlich kosten-
günstige Grundversorgung vor Ort.»

Wenn ihr schon realisiert habt, dass
es um den Standort Münsingen nicht
gut steht, warum habt ihr nicht selbst
das Gespräch mit der Insel gesucht?

Fuhrer: «Wir standen regelmässig im
Kontakt mit den Chef- und Belegärz-
ten in Münsingen. Wir waren der Mei-
nung, dass wir am besten helfen,
wenn wir eng mit ihnen zusammenar-
beiten und den Standort zum Beispiel
durch Zuweisungen stärken, wo das
Sinn macht. Und ja, wir haben schlicht
nicht damit gerechnet, dass es so
schnell zu einer Schliessung kommt.»

Pulver: «Wir hatten ja auch nicht
schon lange vor, das Spital zu schlies-
sen. Wir haben über Jahre Strategien
geprüft, um es weiterzuführen, zum
Beispiel mit ausgewählten Fachberei-
chen und im Sinne eines Stufenkon-
zepts, so dass «einfache Fälle» in
Münsingen hätten bleiben können.
Aber in den letzten zwei bis drei Jah-
ren hat der Standort auf 30 Millionen
Franken Umsatz um die 7 Millionen
Verlust gemacht. Betriebswirtschaft-
lich war das einfach nicht mehr ver-

antwortbar. Das Einzige, was man
vielleicht eine Woche vor der Kommu-
nikation zur Schliessung mit einigen
Ärzt:innen vor Ort hätte prüfen kön-
nen, wäre ein Ambulantes Zentrum.
Aber noch einmal: Hierfür waren die
Voraussetzungen für die Kommunika-
tion enorm schwierig. Für uns war
wichtig, dass wir erst kommunizieren,
wenn wir in allen relevanten Belangen
sicher sind, dass wir einen Plan ha-
ben, insbesondere für das Personal.
Das stand für uns absolut im Vorder-
grund.»

Bernhard Pulver ist Jurist und Ver-
waltungsratspräsident der Insel Grup-
pe. Bis 2018 war er für die Grüne Par-
tei Regierungsrat im Kanton Bern.

Der Aufschrei nach der Schliessung
war gross. Was ist denn von all dem,
was ihr als Hausärzt:innen vor Ort be-
fürchtet hatten, tatsächlich eingetre-
ten?

Fuhrer: «Die Schliessung ist bei jeder
zweiten Konsultation ein Thema, weil
die Patient:innen verunsichert sind.
Da ist es wichtig, mitteilen zu können,
dass der hausärztliche Notfalldienst
und das Medphone funktionieren wie
bisher. Wir haben aber an gewissen
Tagen 30 bis 40 Prozent mehr Notfäl-
le in den Praxen als vor der Schlies-
sung. Diese belasten die Kapazität
unserer vollen Praxen zusätzlich. Vor
allem haben wir deutlich mehr gravie-
rende Fälle und brauchen öfter die
Ambulanz, vor allem am Montag. Am
Wochenende fahren die Leute nicht
nach Bern in den Notfall, obwohl das
vielleicht angezeigt wäre, sondern
warten, bis sie zu uns kommen kön-
nen. Einschneidend ist für die Grund-
versorger:innen vor allem die Situation
nachts. Da bestand bis jetzt ein Ab-
kommen mit dem Spital Münsingen.
Erfreulicherweise konnten wir mittler-
weile eine ähnliche Absprache mit
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dem Inselspital treffen, der nächtliche
Hintergrunddienst wird nun durch
den Notfall des Inselspitals geleistet.
Dies bedeutet aber für die Patient:in-
nen aus der Region längere Anfahrts-
wege und Wartezeiten.»

Pulver: «Wir haben parallel dazu nun
die Kapazitäten auf dem Notfall im In-
selspital ausgebaut. Das Problem mit
den Notfällen haben wir schon länger.
Immer weniger Menschen haben ei-
nen Hausarzt, viele gehen lieber
schnell auf den Notfall. Das ist ein ge-
sundheitspolitisches Thema. Die
Grundversorgung ist unterfinanziert,
in der Hausarztmedizin, in den Spitä-
lern, in der Pädiatrie. Die Grundlei-
stungen sind so finanziert, dass es
zwangsläufig zu Versorgungsproble-
men kommen wird. Bei Ihnen, bei uns.
Für die Notfalldienste wird es aber ei-
ne Lösung geben, auch wenn die viel-
leicht etwas anders aussieht als wie
bisher in Münsingen und im Tiefenau.»

Fuhrer: «Was mich auch sehr be-
schäftigt, ist der Nachwuchs. Die bei-
den Spitäler waren wichtige Ausbil-
dungsspitäler für künftige Haus-
ärzt:innen. Diese Plätze werden feh-
len.»

Pulver: «Ich sehe diesen Punkt. Aber
auch hier baden wir aus, Sie und ich,
was die Politik einmal entschieden
hat. Von ursprünglich 60'000 Franken
Abgeltung pro Jahr und Assistenzarzt,
den wir ausbilden, ist die Politik runter
auf 15'000 Franken. Unsere tatsächli-
chen Kosten liegen bei etwa 28'000
Franken pro Jahr. Wir legen pro Jahr
zwischen 10 und 15 Millionen für die
Ärzteausbildung drauf, und das ist ein

beträchtlicher Teil unseres Verlusts.
Wir sind schon mehrere Male beim
Kanton vorstellig geworden, aber wir
haben in dieser Sache leider nichts er-
reichen können. Letztlich leiden wir
beide, Haus- und Kinderärzt:innen
und die Spitäler, am gleichen Grund-
problem: der politische gewollte öko-
nomische Druck auf uns Leistungser-
bringer. Ich finde den falsch und
möchte den ändern. Ich bin nicht Ver-
waltungsratspräsident geworden, um
rein ökonomisch zu steuern, aber ich
würde meinen Job nicht richtig, wenn
ich bei der aktuellen Schieflage nicht
alles daransetzen würde, die Zahlen
zu korrigieren. Auf politischer Ebene
ist mein Hauptfokus aber, die kanto-
nalen Entschädigungen für die Ärz-
teausbildung zu verbessern, die Tarife
generell und die Base Rates. Ändert
sich hier nichts, laufen wir in noch
grössere Probleme.»

Fuhrer: «Das ist so. Auch für uns ist
klar, dass wir rasch bessere Rahmen-
bedingungen brauchen. Auf Tarifebe-
ne mit Tardoc zum Beispiel, der den
hoffnungslos veralteten Tarmed ab-
löst, oder auch mit der Einführung von
EFAS. Und wir müssen Leistungen
unserer Medizinischen Praxisassi-
stent:innen und der Praxiskoordina-
tor:innen endlich für abrechnen dür-
fen. Alles andere ist einfach nicht
mehr zeitgemäss.»

Pulver: «Was mir in diesem Zusam-
menhang zunehmend zu denken gibt,
ist der Spagat zwischen den ökono-
mischen Anforderungen einerseits, al-
so irgendwie schwarze Zahlen schrei-
ben zu müssen, und andererseits im-
mer wieder zu sehen, dass die Politik
uns dabei nicht hilft. Im Gegenteil.»

Aber Hand auf’s Herz: Indem Sie bei-
de, als grosses Spital und als Haus-
ärzte, immer wieder alles tun, um den
Spagat trotz schwieriger Rahmenbe-
dingungen irgendwie zu schaffen, le-
gitimieren Sie diesen politischen
Druck fortlaufend. Es geht ja, bezie-

hungsweise: Sie machen, dass es
geht.

Pulver: «Und wir machen ja nicht ein-
fach nur zwei Standorte zu, wir leisten
ja im Hintergrund unheimlich viel, ge-
nau gleich wie die Hausärzte, und
sind nicht korrekt entschädigt. Was
gäbe das für einen Aufstand, wenn
wir den Betrieb runterfahren müssten
und einfach und ganz ehrlich sagen
würden, «tut uns leid, wir finden nicht
mehr jedes Jahr 10 Millionen, um Lö-
cher aus untergedeckten Leistungen
zu stopfen»».

Fuhrer: «Wo sehen Sie denn die Rolle
des Inselspitals in der Grundversor-
gung?»

Pulver: «Ich höre immer wieder, dass
wir Grundversorgung nicht können.
Aber 50 Prozent unserer Arbeit im In-
selspital ist Grundversorgung. Die
50’000 Notfälle pro Jahr sind ja nicht
alles hochkomplexe Spezialfälle. Wir
sind ein regionaler Grundversorger,
und das machen wir gut. Wir haben
rund eine Million ambulante Konsulta-
tionen, aber wir hören oft, dass wir als
Spital nicht effizient sind in diesem
Bereich. Ja, ein Spital ist im ambulan-
ten Bereich weniger effizient als eine
Arztpraxis. Und jetzt? Was ist die Al-
ternative? Dass wir die Million ambu-
lanten Konsultationen nicht mehr ma-
chen? Wer übernimmt die dann?»

Fuhrer: «Aber die Frage stellt sich ja
schon, ob diese Million Konsultationen
im Zentrumsspital geleistet werden
müssen oder ob man die nicht auch
an Standorten wie Münsingen ma-
chen könnte, in lokalen Versorgungs-
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strukturen, in denen die Wege kürzer,
die Kommunikation einfacher ist.»

Pulver: «Das verstehe ich gut. Aber
auf politischer Ebene wird im Moment
alles dominiert durch das Thema Ko-
sten. Dabei haben wir meiner Mei-
nung nach kein Kostenproblem. Das
Problem ist die Finanzierung, und
zwar wegen den Prämien, die Kopf-
prämien sind. Aber vor allem auf Bun-
desebene wird nur über Kosten gere-
det und laufend kommen neue büro-
kratische Scheinlösungen, die uns nur
noch mehr kosten, wie die Zulas-
sungsbeschränkung mit Höchstzahlen
für Ärzte oder die obligatorischen
Rechnungskopien.»

Ich bin überzeugt, dass das im We-
sentlichen das Ergebnis von drei ent-
scheidenden gesundheitspolitischen
Entwicklungen ist. Erstens hat man
wichtige gesundheitspolitische Berei-
che entpolitisiert, zum Beispiel grosse
Teile der Versorgung, etwa über die
Verselbständigung von Spitälern. Um-
gekehrt führte zweitens die Einfüh-
rung eines Kopfprämiensystems dazu,
dass ausgerechnet die zentrale Frage
der Finanzierung hochgradig politi-
siert ist. Jede Kostenentwicklung
schlägt sofort auf das Haushaltsbud-
get jedes einzelnen, und damit lässt
sich, etwas zugespitzt formuliert, Poli-
tik machen. Und drittens hat man im
Gesundheitsbereich ein so komplexes
Politiksystem gebaut mit dezentralen
und föderalen Strukturen und so vie-
len Vetopositionen, dass es faktisch
nicht möglich ist, eine grosse Reform
auf den Schlitten zu bringen.

Pulver: «Das ist eine hervorragende
Analyse. Ja, manchmal ist es zum Ver-
zweifeln. Wir müssen wirklich versu-
chen, politisch etwas am Setting zu
ändern. Ich weiss auch noch nicht ge-
nau, wie wir das schaffen. Im Verwal-
tungsrat haben wir schon diskutiert,
ob wir die Verluste einfach in Kauf
nehmen dürfen. Mein Verständnis von
Verantwortung ist schon, dass wir ge-

gensteuern müssen, dass wir Mass-
nahmen treffen, um wieder in schwar-
ze Zahlen zu kommen. Wir kämpfen
für kostendeckende Preise, wir weh-
ren uns auch auf dem Rechtsweg ge-
gen Preissenkungen durch die Kran-
kenkassen, aber irgendwann, wenn
man auf Tarifseite wirklich nichts er-
reicht, müssen wir vielleicht tatsäch-
lich sagen, «sorry, jetzt können wir
nicht mehr». Ich gehe aber davon aus,
dass wir Lösungen finden werden.»

Fuhrer: «Wir in der Grundversorgung
versuchen hier die ganze Zeit Gegen-
steuer zu geben. Auch in der Praxis.
Ich bin Geschäftsleiter von mediX
Bern, und mit unseren Zahlen können
wir schwarz auf weiss zeigen, dass
wir mit unseren Kosten unterhalb vom
Anstieg der Gesundheitskosten lie-
gen. Das gilt für die gesamte ärztliche
ambulante Grundversorgung. Da fra-
ge ich mich schon, wieso niemand auf
uns zukommt. Wir könnten zeigen,
dass es funktionierende Modelle gibt,
die nicht teuer und qualitativ sehr
hochstehend sind. Die Politik muss
einfach anständige Rahmenbedin-
gungen schaffen und gewisse Freihei-
ten lassen, damit Innovation stattfin-
den kann. Ziel muss es doch sein, eine
koordinierte Versorgung zu schaffen,
in der alle, Sie als grosses Spital und
wir in den Praxen, schauen, wie wir
besser Hand in Hand arbeiten kön-
nen, damit eine qualitativ gute, effizi-
ente Behandlungskette eine gute und
bezahlbare Medizin liefern kann.»

Yvan Rielle
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I N T E R V I E W

«Je älter die Kinder bei einer Infektion
sind, desto schwerer sind die Verläufe
mit Windpocken.»
Sandra Burri erklärt im Interview, warum sie als Kinderärztin den Eltern ihrer kleinen Patient:innen eine Varizellen-
Impfung empfiehlt und welche schwerwiegenden Folgen ein Auslassen der Impfung gegen Windpocken haben
können.

Link Video: https://vimeo.com/861953809?share=copy
Cynthia Ringgenberg
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Löst Dr. Chat-GTP das Grundversor-
gungsproblem?
Dr. Google war früher. Jetzt ist KI, Künstliche Intelligenz. Mit ihr verbunden sind sowohl viele Ängste wie auch
grosse Chancen. Nehmen wir beide an und ernst, können Dr. Chat-GTP und seine Kolleg:innen wertvolle Unterstüt-
zung leisten.

Dr. Google ist schon fast ein Auslauf-
modell. Künstliche Intelligenz (KI oder
AI vom englischen Artificial Intelli-
gence) ist DAS Trendthema und
drängt sich als Lösung für viele Pro-
bleme in vielen Bereichen auf. Löst KI
gar das Grundversorgerproblem?
Brauchen wir bald keine:n Haus- oder
Kinderärzt:in mehr als primäre An-
sprechperson, sondern einen Chat-
Bot?

Wir haben Chat-GPT dazu befragt.
Was ist die zukünftige Rolle von
künstlicher Intelligenz in der medizini-
schen Grundversorgung? Die Antwort
fällt recht differenziert aus:

«Künstliche Intelligenz (KI) hat das Po-
tenzial, die medizinische Grundversor-
gung in vielfältiger Weise zu transfor-
mieren:

Diagnose und Bildgebung: KI kann
medizinische Bilder wie Röntgen-
aufnahmen analysieren, um Ano-
malien zu erkennen. Dies ermög-
licht schnellere und genauere Dia-
gnosen, was die Behandlungszeit
verkürzen und die Genauigkeit er-
höhen kann.
Prädiktive Analyse: Durch das
Auswerten von umfangreichen Pa-
tientendaten könnte KI Muster
identifizieren, die auf ein erhöhtes
Risiko für bestimmte Krankheiten

hinweisen. Dies erlaubt eine früh-
zeitige Intervention und präventive
Massnahmen.
Personalisierte Medizin: KI kann
individuelle Patientinnenendaten
nutzen, um massgeschneiderte Be-
handlungspläne zu erstellen. Dies
berücksichtigt genetische Veranla-
gungen, medizinische Historien und
andere Faktoren, um effektivere
Therapien zu ermöglichen.
Fernüberwachung und Telemedi-
zin: KI-basierte Geräte können Ge-
sundheitsdaten in Echtzeit erfassen
und an Ärzt:innen übertragen. Dies
ist besonders nützlich für die Über-
wachung von Patient:innen mit
chronischen Krankheiten oder für
den Zugang zu medizinischer Ver-
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sorgung in entlegenen Gebieten.
Effizienz im Gesundheitswesen: KI
kann administrative Abläufe opti-
mieren, von der Terminplanung bis
zur Abrechnung. Dies verbessert
die Ressourcennutzung und er-
möglicht es medizinischem Perso-
nal, sich stärker auf die Patienten-
versorgung zu konzentrieren.»

Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass
die Rolle von KI im direkten Patientin-
nenkontakt ihre Grenzen hat. Insbe-
sondere in komplexen oder sensiblen
medizinischen Situationen wird
menschliches Fachwissen und Empa-
thie nach wie vor unersetzlich sein. KI
sollte eher als unterstützendes Instru-
ment für medizinische Fachkräfte und
Patienten betrachtet werden, um die
Gesundheitsversorgung zu verbes-
sern und zu erleichtern.»
Diese Selbsteinschätzung der KI ist
wohl gar nicht so verkehrt und sogar
besser als die oft durch Fantasien ge-
prägten Hoffnungs- oder Horrorsze-
narien. Sicher werden wir uns mit
dem Thema wohl recht bald und in-
tensiv auseinandersetzen müssen.
Wichtig ist, dass wir uns der Möglich-
keiten, aber auch der Grenzen be-
wusst werden, und am Puls bleiben,
wenn sich diese verschieben.

Foto: Alexander Raths / Ado-
be Stock
Richtig eingesetzt kann KI viel Unter-
stützung bieten, dafür müssen wir
aber mit ihr umgehen können. Zentral
hierzu wird der Datenaustausch zwi-
schen uns, den Patient:innen, aber
auch allen anderen im Behandlungs-
prozess involvierten Stellen sein. Egal,

für was wir KI einsetzen wollen und
können, die Basis für einen sinnvollen
Einsatz sind Daten. Der Umgang mit
diesen wird ein zentrales Element
sein.

So oder so, unsere Rolle als primäre:r
Ansprechpartner:in und Vertrauens-
person wird wohl eher wichtiger wer-
den. Google und Co. Haben Wissen
breit zugänglich gemacht. Die Experti-
se, dieses Wissen zu filtern und zu
gewichten, ist dadurch aber eher her-
ausfordernder geworden. Wie viele
Patient:innen sehen wir, nachdem Dr.
Google sie verunsicherter als zuvor
zurückgelassen hat?

Dr. Chat-GPT kann das Wissen bis zu
einem gewissen Grad filtern und ge-
wichten, leistet hier unter Umständen
als Triage-Tool schon jetzt recht gute
Arbeit. Aber auch hier tun sich viele
Irrwege und Unsicherheiten auf, wel-
che wiederum nicht nur unser Fach-
wissen, sondern auch unsere Empa-
thie brauchen werden. Ziel für uns
muss sein, die Stärken von KI zu nut-
zen und weiterhin den Menschen im
Zentrum zu halten.

Stefan Roth
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C A R T E  B L A N C H E

Offener Brief an Chat-GP(T)
Bruno Kissling hat sich auf ein längeres Gespräch mit Chat-GPT eingelassen, über unser Gesundheitswesen und
unser ärztliches Tun – und seine Gedanken in einem offenen Brief an ihn zusammengetragen.

Lieber Chat-GPT

Ich wende mich mit einem Problem an
dich. Im Kontext unseres Gesund-
heitswesens beobachte ich, dass sich
die Dinge im Kreis drehen. Siehst du
einen Ausweg aus diesem Strudel?

Seit Jahrzehnten befassen sich Ärzte-
schaft, Versicherer, Patientenvereini-
gungen, Politik, Medien, Industrie und
zahllose weitere Interessengruppen
immer mit denselben Themen: hohe
Kosten, ungenügende Qualität, zu
wenig Ärzte und Ärztinnen respektive
falsche Verteilung, Mangel an Pfle-
genden, administrative Überlastung, E-
Health, ungenügende Vereinbarung
von Beruf und Familie, veränderte De-
mographie mit endlosen Bedürfnissen
und hohen Ansprüchen, Innovationen

mit oft fraglichem Zusatznutzen.

Unterschiedlichste Massnahmen ver-
dampfen meistens schon während
des Diskurses wie ein Wassertropfen
auf einem heissen Stein, oder wirken
sich anders aus, als erwartet.

Quelle: Screenshot Chatver-
lauf
Dabei befinden sich die Medizin und

unser Gesundheitswesen auf einem
noch nie dagewesenen hohen Niveau.
Auf der Dosis-Wirkungs-Kurve weit
rechts im flachen Bereich, oft im Be-
reich des Grenznutzens, wo weiterer
Aufwand keinen Nutzen mehr bringt,
ja sich vielleicht gar gegenteilig aus-
wirkt. Unsere Fachgesellschaften und
Berufsverbände sowie alle weiteren
Interessengruppen ringen mit auf-
wändiger Beharrlichkeit darum, mög-
lichst ihre Lösung durchzusetzen, ge-
gen die Widerstände der andern.

Natürlich vergeblich. Vieles wurde
und wird darüber geschrieben. Als Le-
ser befällt mich ein gähnendes «déjà
lu».
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Quelle Screenshot aus Chat-
verlauf
Auf meine Fragen, ob auch du findest,
dass das Schweizer Gesundheitswe-
sen tatsächlich Probleme habe, wes-
halb sich die Diskussionen um Lösun-
gen im Kreis drehen und welche Lö-
sungsansätze du siehst, listest auch
du alle wichtigen Elemente auf. Aber
leider keine neuen Erkenntnisse.

Wie ich eine ärztliche Konsultation
wirksam gestalten kann, wie ich mein
Tun und Befinden reflektieren und gut
zu mir selber schauen kann und wie
ich gegebenenfalls mein ärztliches
Tun verändern, meine Freude am Be-
ruf erhalten kann? Alles Wichtige
nennst du in deinen Antworten. Doch
Entschuldigung, auch das alles schon
gelesen und gehört.

Schön, wie du die wissenschaftliche
Signifikanz einer medizinischen Me-
thode und ihre Relevanz für den indi-
viduellen Patienten zusammenfasst
und den individuellen Kontext des Pa-
tienten betonst. Umfassend, was du
über die Komplexität im Rahmen von
Gesund- und Kranksein sagst. Du
weisst wirklich gut Bescheid. Aber
ehrlich gesagt, ich hatte etwas mehr
von dir erwartet. Lösungen.

Doch das liegt nicht an dir. Sondern
an mir. Du bist ehrlich und versprichst
nicht mehr, als dass du zusammensu-
chen kannst, was bis September
2021 geschrieben wurde. Leider zi-
tierst du nicht, woher du die Informa-
tionen hast.

Deine Antworten bestätigen mir: Alle
nötigen Elemente sind zusammenge-
tragen. Mit ihnen können wir ein Ge-
sundheitswesen gestalten, in dem die
Patientin im Zentrum steht und mit
dem wir zufrieden sein können. Zu-
sammenraufen müssen wir uns aber
selber.

Deine Arbeit, lieber Chat-GPT, ist
letztlich ähnlich wie meine hausärztli-
che Arbeit. Auch als GP berate ich
meine Patientinnen mit meinem be-
sten medizinischen Wissen. Die Pati-
entinnen müssen es aber letztlich sel-
ber umsetzen.

Doch, anders als du, kann ich mögli-
che therapeutische Lösungsansätze in
der Konsultation, in direkter Begeg-
nung mit meinen Patienten, gemein-
sam gestalten. Dabei kann ich sie mit
einer tragfähigen Arzt-Patientinnen-
Beziehung und gegenseitigem Ver-
trauen unterstützen.

Bruno Kissling, Hausarzt im Ruhe-
stand

Bruno Kissling
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P O L I T I K

Höchst umstrittene Höchstzahlen kom-
men unter Druck
Während der Hausärztemangel in aller Munde ist, müssen die Kantone Grundlagen erlassen zur Bestimmung und
Steuerung von Höchstzahlen für Ärzt:innen im ambulanten Bereich. Der Widerstand dagegen ist gross, die Voll-
zugsprobleme sind es auch – und auch in Bundesbern wird die Kritik an diesem Instrument lauter.

Die Kantone sollten eigentlich per 1.
Juli 2023 Höchstzahlen für Ärzt:innen
festlegen, mit einer grosszügigen
Übergangsfrist von zwei Jahren. So-
bald diese Höchstzahlen erreicht sind,
so die Idee, sollten die Kantone die
Zulassung von neuen Ärzt:innen be-
schränken bzw. stoppen. So verlangt
es der vor zwei Jahren in Kraft gesetz-
te Art. 55a KVG zur «Beschränkung
der Anzahl Ärzte und Ärztinnen, die
im ambulanten Bereich Leistungen er-
bringen».

Es waren seinerzeit die Kantone, die
den Bundesgesetzgeber dringend ba-
ten, ihnen mit Blick auf die Kosten-

und Prämienentwicklung ein wirksa-
mes Instrument zu besseren Versor-
gungssteuerung in die Hand zu ge-
ben. Nun zeigt sich ironischerweise:
Ebendiese Kantone tun sich bei der
Umsetzung besonders schwer. Einige
Kantone unternehmen vorderhand
nichts zum Vollzug der bundesrechtli-
chen Vorgaben. Andere sind vorange-
gangen und wurden, wie Basel, von
einem Gericht zurückgepfiffen.

Und im Kanton Bern zeigt sich exem-
plarisch, wie grundsätzlich schwierig
die Umsetzung ist – und wie gross der
Widerstand dagegen. Allein die Me-
thoden und Datengrundlage für die

Bemessung von Versorgungsbedarf
und Höchstzahlen nach Regionen ist
unzureichend und höchst umstritten.

Politik fernab der Realität

Derweil ist das Hauptproblem, mit
dem sich die Gesundheitsversorgung
in der Schweiz konfrontiert sieht, ja
beim besten Willen nicht, dass es zu
viele Ärzt:innen gibt. Genau das Ge-
genteil ist der Fall, ganz besonders im
Bereich der Hausarztmedizin, aber
längst nicht nur hier. Die Daten hierzu
sind hinlänglich bekannt, die Folgen
immer mehr spürbar. Vor diesem Hin-
tergrund eine Versorgungssteuerung
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einzurichten, die sich an Höchstzahlen
orientiert, zielt an der Realität vorbei
und wirkt reichlich aus der Zeit gefal-
len. Wenn schon, bräuchte es Min-
destzahlen mit Instrumenten und
Massnahmen gegen Unterversor-
gung. Noch besser wären positive
Anreize, zum Beispiel über variable,
nach Regionen oder Fachrichtung dif-
ferenzierte Taxpunktwerte.

Folgen wirken lange nach

Kommt dazu: Die Weiterbildung von
Fachärzt:innen dauert nach Abschluss
des Medizinstudiums fünf bis 15 Jah-
re. Die Steuerung der ärztlichen Ver-
sorgung ist allein deshalb gänzlich
ungeeignet für eine Politik nach dem
Motto «stop&go». Bis zur Niederlas-
sung in der Praxis vergehen viele Jah-
re. Starre Mechanismen zur Berech-
nung von Versorgungsgraden und
Höchstzahlen werden der langen La-
tenz in der Aus- und Weiterbildung
von jungen Ärzt:innen nicht gerecht.

Quelle: Parlamentsdienste
3003 Bern
Ein Zulassungsstopp hat überdies un-
erwünschte psychologische Vorwir-
kung, die die Berufswahl und die
Wahl von ärztlichen Fachrichtungen
durch die Studierenden stark beein-
flusst. Die Folgen lassen sich zwar nur
schwer abschätzen, aber: Eine Kor-
rektur von unerwünschten Effekten
dauert angesichts der langen Aus-
und Weiterbildungszeiten viele Jahre
bis Jahrzehnte.

Bürokratisches Unding

Personalmutationen, Ein- und Austrit-
te in die Praxis, Anpassungen von
Pensen, Mutterschaftsurlaube, länge-
re Abwesenheiten müssen alle dem
Gesundheitsamt gemeldet werden. So
war es im Entwurf für eine Zulas-
sungsverordnung für den Kanton
Bern vorgesehen. Ein bürokratisches
Unding für alle Seiten, für die Praxen,
aber auch für die Behörden.

Foto: Bernd Jürgens / Adobe
Stock
Ausgerechnet auch die Haus- und
Kinderärzt:innen, die weder heute
noch in naher und ferner Zukunft mit
einer Überversorgung konfrontiert
sein werden und seit Jahren unter der
wachsenden Bürokratisierung ihres
Berufs leiden, sollten noch einmal lau-
fend Daten liefern. Kostenlos und un-
ter Androhung von Sanktionen bei
Nichtbefolgung.

Eine solche Regulierung läuft allen
Bemühungen zuwider, den Beruf der
Haus- und Kinderärzt:in attraktiv zu
machen. Wir wissen, auch aus Studi-
en, dass der administrative Aufwand
so stark zugenommen hat in den letz-
ten Jahren, dass er mittlerweile von
sehr vielen Ärzt:innen als grosse Bela-
stung wahrgenommen wird. Und ja:
Er frisst in den ohnehin stark belaste-
ten Praxen Zeit, die am Ende für die
Arbeit mit den Patient:innen fehlt.

Tut sich was in Bundesbern?

Die Vollzugsprobleme und Wider-
stände sind in der Sommersession
auch im eidgenössischen Parlament
angekommen. In seiner Interpellation

bezeichnet Ständerat Beat Rieder die
«gut gemeinte Verordnung» als «juri-
stische und gesundheitspolitische
Farce». Er verlangt vom Bundesrat un-
ter anderem Auskunft darüber, wie er
sich «diese fehlerhafte Verordnung»
erkläre, die die Kantone «vor schwer
lösbare Probleme» stellt.

Insbesondere kritisiert Rieder in seiner
verhältnismässig scharf formulierten
Begründung die ungenügende Me-
thode und Datenlage. Eine Antwort
des Bundesrats zur Interpellation Rie-
der liegt noch nicht vor. Aber wer
weiss, vielleicht eröffnet sich in Bun-
desbern gerade die Möglichkeit, eine
in vielerlei Hinsicht problembehaftete
Rechtsbestimmung im Sinne einer
vernünftigen Rückabwicklung wieder
aufzuheben. Es wäre für die mit dem
Vollzug betrauten Kantone und für die
betroffenen ambulanten Leistungser-
bringer eine gute Nachricht.

Yvan Rielle
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